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Zurzeit  werden Abtreibungsrechte auf  der  ganzen Welt  von rechten und
fundamentalistischen  Bewegungen  und  Regierungen  angegriffen  und
zurückgenommen.  Nur  an  wenigen  Stellen  konnten  Frauen  und  linke
Bewegungen  Verbesserungen  erkämpfen.  Wir  haben  einige  Beispiele
gesammelt,  und  möchten  sie  mit  euch  teilen.

USA
Seit  Dezember  2021  hat  Mississippi  Abtreibungen  nach  der  15.  Woche
verboten  und  damit  ein  wichtiges  US-Grundsatzurteil  (was  Abtreibung
erlaubt)  infrage  gestellt.  Im  ganzen  US-Staat  gibt  es  noch  eine
Abtreibungsklinik. Nun beschäftigt sich der Oberste Bundesgerichtshof mit
dem neuen Gesetz. Seit 1973 gilt bundesweit das Urteil: Abtreibungen sind
erlaubt,  bis  der  Fötus  lebensfähig  ist,  also  zwischen  der  24.  und  28.
Schwangerschaftswoche. Das neue Urteil des Gerichtshofes soll im Juni 2022
verkündet  werden.  Sollte  das  Gesetz  tatsächlich  gekippt  werden,  wollen
einige Bundesstaaten Abtreibung ganz verbieten.

Rechte Antiabtreibungsbewegungen nehmen in den letzten Jahren in den
USA vor allem in den Staaten des mittleren Westens stark zu. Sie sind Teil
der rechten Mobilisierungen, die sich oft politisch nah bei Trump verorten
und  predigen  konservative  Frauenbilder.  Oft  haben  die  sogenannten
Evangelikalen hierbei  ihre Finger im Spiel  (diese sind auch meist  in die
Politik dieser Bundesstaaten verstrickt).

Polen
In  Polen  starb  im  Januar  2022  eine  Schwangere  an  einer  Sepsis.  Die
Ärzt_Innen  in  3  Kliniken  trauten  sich  aufgrund  des  strengen
Abtreibungsgesetzes  nicht,  einen Abbruch vorzunehmen (denn sie  hätten
dafür ins Gefängnis kommen können). Solche Sepsen können sich entwickeln,
wenn ein schwerkrankes Kind im Mutterleib abstirbt und dann nicht bzw. zu
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spät entfernt wird.

Vor  einem  Jahr  war  nach  einem  Urteil  des  Verfassungsgerichts  ein
verschärftes Abtreibungsrecht in Kraft getreten. Seitdem dürfen Frauen auch
dann  keinen  Abort  vornehmen  lassen,  wenn  es  sich  um  einen  schwer
fehlgebildeten oder nicht  überlebensfähigen Fötus handelt.  Das heißt,  es
müssen todkranke Kinder zur Welt gebracht werden auch gegen den Willen
von  Mutter  und  Ärzt_Innen.  Das  geht  nicht  nur  krass  gegen  das
Selbstbestimmungsrecht von Frauen über ihren eigenen Körper, sondern ist
für sie auch lebensgefährlich.

Es  gab  letztes  Jahr  eine  starke  Bewegung  u.  a.  von  vielen  Frauen,
Arbeiter_Innen gegen das neue Gesetz, die tausende auf die Straße bringen
und sogar Streiks anleiern konnte. Das Gesetz kam jedoch trotzdem durch.
Hier spielen vor allem die katholische Kirche mit  ihrer Verstrickung zur
Regierung eine Rolle sowie auch die neue rechte Bewegung in Polen mitsamt
der regierenden konservativen PiS-Partei.

Argentinien
In Argentinien sind Eingriffe sind bis zur 14. Woche erlaubt, kostenlos im
öffentlichen Gesundheitswesen, länger bei Vergewaltigungen oder Gefahr für
die Gesundheit der Mutter. 30 Jahre hat Argentiniens Frauenbewegung dafür
gekämpft. Eine ähnliche Initiative war noch 2018 am konservativen Senat
gescheitert.  2020  wurde  das  Gesetz  von  Präsident  Alberto  Fernandez
persönlich  eingebracht.  Seit  Dezember  2020  gilt  die  neu  erkämpfte
Regelung. In Argentinien gab es wirklich eine starke Frauenbewegung, die
dieses noch unzureichende, aber dennoch schon mal fortschrittliche Gesetz
durchboxen konnte,  indem Jahr für Jahr tausende Frauen auf die Straße
gingen.

Doch  weiterhin  kämpft  der  konservative  Norden  mit  Einfluss  der
evangelikalen  und  katholischen  Kirche  dagegen.



Deutschland
In Deutschland gibt es den Paragraf 219a, der oft als ein Werbeverbot für
Schwangerschaftsabbrüche dargestellt wird. Er verbietet Ärzt_Innen jegliche
Information darüber, ob sie Schwangerschaftsabbrüche vornehmen und wie.
Dieser  Paragraf  stammt  sogar  noch  aus  der  Nazizeit.  Weiterhin  sind
Abtreibungen in Deutschland eigentlich verboten, werden allerdings bis zu
12.  Woche gemäß aktuellem Abtreibungsgesetz  unter  u.  a.  Bedingungen
nicht unter Strafe gestellt. In Ausnahmefällen (wie schweren Fehlbildungen
des Kindes) können diese bis zur 24. Woche gelten. Außerdem sagt Paragraf
218: Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bestraft.  Um nicht  kriminalisiert  zu  werden,
müssen die Abtreibenden zu einer Pflichtberatung. Die staatlich anerkannten
Beratungsstellen  werden  dazu  angehalten,  den  Schutz  des  ungeborenen
Lebens  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Also  sollen  sie  nicht  sachlich
informieren, sondern die Frauen vom Gegenteil überzeugen und unter Druck
setzen.

Jetzt will  die Ampelregierung zumindest den Paragrafen 219a abschaffen,
was  schon  mal  ein  großer  Fortschritt  ist.  Aber  warum schweigt  sie  zu
P a r a g r a f  2 0 1 8  u n d  d e r  d o r t i g e n  T a b u i s i e r u n g  v o n
Schwangerschaftsabbrüchen? Auch in Deutschland gibt es seit Jahren von
erzkonservativen  Katholiken  und  Rechten  den  sogenannten  Marsch  fürs
Leben. Dagegen gibt es auch immer wieder linke Gegenproteste.

Fazit
Was  können  wir  daraus  schließen?  Was  alle  Länder  vereint,  ist  das
Abtreibungsrechte  immer  wieder  von  rechten  und  konservativen
Regierungen,  Parteien  oder  der  Kirche  angegriffen  oder  zumindest
stigmatisiert werden. Überall versucht man abtreibenden Frauen Steine in
den Weg zu legen, je nach Land mal mehr und mal weniger. Gerade jetzt in
Zeiten der Krise des Kapitalismus nutzen die erstarkenden Rechten Ängste
um  sich  zu  mobilisieren.  Aufgrund  dieser  massiven  Angriffe  auf
Abtreibungsrechte, die gerade auf der ganzen Welt stattfinden, haben wir
einige Forderungen aufgestellt, die es zu erkämpfen gilt.



Weitere Forderungen (siehe dazu auch den Artikel  zur Ampelkoalition in
dieser Ausgabe):

Vollständige Übernahme aller Kosten für Verhütungsmittel durch den
Staat bzw. die Krankenversicherung!
Ausbau  von  Kitas  und  Kinder-/Jugendbetreuungsangeboten,  um
Eltern zu entlasten!
Für  viel  mehr  finanzielle  und gesellschaftliche Unterstützung von
insbesondere (jungen) Frauen und Alleinerziehenden und dafür, dass
minderjährige Frauen mit einer Schwangerschaft nicht alle Chancen
auf eine gute Zukunft verlieren!
Langfristig daher: Für die Kollektivierung der Kindererziehung in der
Gesellschaft!
Schluss  mit  der  internationalen Stigmatisierung von abtreibenden
Frauen! Für die Aufhebung aller Verbote! Das Leben einer Frau muss
immer über dem eines ungeborenen Fötus stehen!


